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Berücksichtigung der kalten Progression in den Steuerschätzungen 

 
von Damian Fichte und Matthias Warneke 

 

Die Debatte über den Abbau der kalten Progression im Einkommensteuerrecht1 ist im vollen 

Gang. Das DSi hat hierzu bereits im vergangenen Jahr einen „Entwurf eines Gesetzes zur dau-

erhaften Beseitigung der kalten Progression“ vorgelegt (siehe DSi 2014, Anhang). Der Gesetz-

entwurf umfasst zwei Maßnahmen: Erstens sollen 2015 die Belastungen durch die kalte Pro-

gression, die inflationsbedingt seit 2010 aufgelaufen sind, ausgeglichen werden. Hierzu werden 

die Eckwerte des Einkommensteuertarifs gemäß der Verbraucherpreisentwicklung seit 2010 

angehoben. Zweitens sollen ab 2016 ungerechtfertigte Steuermehreinnahmen aus der kalten 

Progression dauerhaft verhindert werden, indem eine regelgebundene Anpassung des Ein-

kommensteuertarifs an die allgemeine Preisentwicklung („Tarif auf Rädern“) gesetzlich veran-

kert wird. 

Allerdings ist die Politik bisher untätig geblieben. Als Grund für den ausgebliebenen Abbau der 

kalten Progression wird vor allem der notwendige Haushaltsausgleich genannt, der keine Spiel-

räume für Steuerentlastungen eröffne. Wenngleich es sich beim Abbau der kalten Progression 

nicht um tatsächliche Entlastungen, sondern um die Vermeidung ungerechtfertigter Zusatzbe-

lastungen handelt, sind die künftigen Steuereinnahmen bei zeitnaher Korrektur der kalten Pro-

gression niedriger, als dies ansonsten der Fall wäre. Dies sollte jedoch in der mittelfristigen Fi-

nanzplanung berücksichtigt werden. Bislang werden nämlich die ungerechtfertigten Mehrein-

nahmen infolge der kalten Progression als Teil der verfügbaren Gesamtsteuereinnahmen in der 

Finanzplanung veranschlagt und für neue Ausgaben verplant, anstatt sie den Steuerzahlern zu-

rückzugeben. 

Die mittelfristige Finanzplanung ist für den Bund und die Länder in § 9 Stabilitätsgesetz vorge-

schrieben. Sie ist jährlich für einen Zeitraum von fünf Jahren vorzulegen, wobei das Anfangs-

jahr das laufende Haushaltsjahr ist.2 Darin werden die Einnahmen und Ausgaben gegenüberge-

stellt und ihre voraussichtliche mittelfristige Entwicklung prognostiziert. Für die Entwicklung 

der Steuereinnahmen wird in der Regel auf die Schätzungen des Arbeitskreises „Steuerschät-

zungen“, der jedes Jahr im Mai und November seine Prognosen veröffentlicht, zurückgegriffen. 

Die Prognosen erfolgen dabei auf Basis der jeweils aktuellen gesamtwirtschaftlichen Vorausbe-

rechnungen der Bundesregierung und des geltenden Steuerrechts.3  

 
1
    Zum Problem der kalten Progression siehe ausführlich DSi (2014). 

2
    Siehe für den Bund zuletzt Bundesregierung (2014).  

3   
Zur Arbeitsweise und Historie des „Arbeitskreises Steuerschätzungen“ siehe BMF (2015); BMF (2005); Fox 
(2005), S. 244ff.  N
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Wegen der Nichtberücksichtigung künftiger Steuerrechtsänderungen sind die Steuerschätzungen 

verzerrt.4 Die Entwicklung der Lohn- und Einkommensteuereinnahmen wird insofern überzeich-

net, weil auch Mehreinnahmen aus der kalten Progression einkalkuliert werden, die dem Fiskus 

gar nicht zustehen. Folglich werden in der mittelfristigen Finanzplanung tendenziell zu hohe 

Steuereinnahmen zugrundegelegt. Dies verführt Bund und Länder, die mittelfristigen Ausgaben-

ansätze an die Einnahmen anzupassen und sie somit übermäßig zu erhöhen. Die prognostizier-

ten Steuereinnahmen werden somit für erhöhte Ausgaben verplant (siehe auch KBI 2012). Man-

gels der Bereitschaft zu Ausgabenkürzungen führt dies auch zu einem dauerhaft erhöhten Aus-

gabenniveau. Der Spielraum für Steuerentlastungen oder den Schuldenabbau sinkt. Die Steuer-

belastung wird dadurch tendenziell erhöht. 

Um das Ausgabenwachstum und damit die Steuerbelastung zu begrenzen, sollten bei Steuer-

schätzungen absehbare Steuerrechtsänderungen antizipiert werden. Selbstverständlich kann 

vom Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ nicht verlangt werden, sämtliche künftigen Steuerrechts-

änderungen vorherzusehen. Es sollten aber solche Steuerrechtsänderungen, die regelmäßig auf-

grund von verfassungsrechtlichen Vorgaben umgesetzt werden müssen, in den Steuerschätzun-

gen abgeschätzt und zumindest nachrichtlich angegeben werden. Hierzu gehört insbesondere 

die verfassungsrechtlich zwingende Anpassung des Grund- und Kinderfreibetrags gemäß Exis-

tenzminimumbericht.5  

Vor allem sollten aber die Mehreinnahmen aus der kalten Progression in künftigen Veröffentli-

chungen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ gesondert betrachtet werden. Diese ungerecht-

fertigten Mehreinnahmen dürfen nicht dauerhaft in der Staatskasse bleiben, sondern müssen 

den Steuerzahlern zurückgegeben werden. Dies ist ein Gebot der Steuer- und Verteilungsgerech-

tigkeit (siehe DSi 2014, S. 19ff.). Daher sollten die Mehreinnahmen aus der kalten Progression 

nicht denjenigen Steuereinnahmen zugeschlagen werden, die in die Haushaltsplanungen zur 

Finanzierung der Ausgaben eingestellt werden. Dies kann am besten durch die Umsetzung des 

„Tarifs auf Rädern“ erreicht werden (siehe auch Boysen-Hogrefe 2014, S. 8f.). Die im DSi-

Gesetzentwurf verankerte regelgebundene Anpassung des Einkommensteuertarifs an die allge-

meine Preisentwicklung würde dazu führen, dass die damit verbundenen Steuermindereinnah-

men in den mittelfristigen Steuerschätzungen berücksichtigt werden müssten.  

Solange jedoch der „Tarif auf Rädern“ noch nicht implementiert ist, sollten die Steuereinnahmen 

des Staates infolge der kalten Progression zumindest nachrichtlich in den Veröffentlichungen des 

Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ explizit ausgewiesen werden (vgl. DSi 2014, S. 54). Sie wären 

dann im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung nicht für Mehrausgaben zu verplanen, son-

dern für Steuerentlastungen zurückzuhalten. Da der Einkommensteuertarif seit 2010 nicht an die 

Preisentwicklung angepasst wurde, nimmt der Staat 2015 schätzungsweise 7,8 Mrd. Euro mehr 

ein, als er es dürfte. Wird der Tarif weiterhin nicht indexiert, steigen die ungerechtfertigten 

                                                 
4
  Zu den Verzerrungen bei Steuerschätzungen siehe Breuer 2014, Boysen-Hogrefe 2014, Lehmann 2010. 

5
  Siehe zuletzt Bundesregierung (2015). Im Existenzminimumbericht wird zwar die notwendige Anpassung 

des Grund- und Kinderfreibetrags lediglich für die nächsten zwei Jahre beziffert, jedoch sollte eine länger-
fristige Vorausberechnung dieser Werte für den Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ unter Zugrundelegung 
der ohnehin verwendeten Prognosen zur Lohn- und Preisentwicklung ohne Weiteres möglich sein. 
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Mehreinnahmen aus der kalten Progression bis ins Jahr 2019 auf schätzungsweise 18,9 Mrd. 

Euro (siehe Tabelle). 

 

Tabelle: Effekte der kalten Progression  

Jahr 2015 2016 2017 2018 2019 

Steuermehreinnahmen infolge der 
kalten Progression in Mrd. Euro 

7,8 9,3 12,3 15,5 18,9 

 

Quelle: DSi-Schätzung, Basisjahr Tarif 2010, unter Berücksichtigung der von der Bundesregierung geplanten Tarife 
2015 und 2016 sowie aktueller Inflationsprognosen, inklusive Solidaritätszuschlag. 

 

Ein expliziter Ausweis dieser Mehreinnahmen in den Veröffentlichungen des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ würde das Ausmaß der kalten Progression, das wie ersichtlich von Jahr zu 

Jahr dynamisch wächst, regelmäßig – zusätzlich zum Steuerprogressionsbericht der Bundesregie-

rung, der nur alle zwei Jahre erscheint – einer breiten Öffentlichkeit vor Augen führen. Der not-

wendige Druck zur regelmäßigen Anpassung des Einkommensteuertarifs würde dadurch zuneh-

men.  
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